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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

3 StR 60/21 
 

vom 

23. März 2021 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

 

wegen schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern u.a. 
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Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 23. März 2021 gemäß 

§ 349 Abs. 2 StPO einstimmig beschlossen: 

 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts  

Oldenburg vom 8. Oktober 2020 wird verworfen. 

Der Beschwerdeführer hat die Kosten des Rechtsmittels und die 

den Nebenklägerinnen im Revisionsverfahren entstandenen not-

wendigen Auslagen zu tragen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten der "Vergewaltigung in Tateinheit 

mit schwerem sexuellem Missbrauch eines Kindes, tatmehrheitlich des sexuellen 

Missbrauchs eines Kindes in Tateinheit mit einem sexuellen Übergriff in 2 Fällen, 

tatmehrheitlich des sexuellen Missbrauchs eines Kindes in einem weiteren Fall 

sowie tatmehrheitlich der sexuellen Nötigung" für schuldig befunden und ihn zu 

einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und sechs Monaten verurteilt. Die 

hiergegen gerichtete und auf Verfahrensrügen sowie die Sachrüge gestützte Re-

vision des Angeklagten ist unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 

Der Erörterung bedarf allein die Verfahrensrüge, mit der der Angeklagte 

einen Verstoß gegen die Pflicht zur Unterrichtung nach § 247 Satz 4 StPO gel-

tend macht. 
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1. Der Rüge liegt folgendes Verfahrensgeschehen zu Grunde: 

Die Strafkammer beschloss in der Hauptverhandlung vor der Zeugenver-

nehmung eines geschädigten Kindes gemäß § 247 Satz 1 StPO die Entfernung 

des Angeklagten aus dem Sitzungssaal und ordnete zugleich an, dass die Ver-

nehmung dieser Zeugin über eine Videoanlage in einen Nebenraum übertragen 

wurde, von dem aus der Angeklagte die Vernehmung audiovisuell verfolgen 

konnte. Im Rahmen der Vernehmung des Kindes wurde mit diesem eine Grund-

risszeichnung der Wohnräume des Angeklagten erörtert; ferner wurde dem Kind 

ein Chatverkehr durch Verlesung vorgehalten. Nach der Vernehmung wurde der 

Angeklagte in den Sitzungssaal zurückgerufen und erklärte, dass er der Verneh-

mung von dem Nebenraum aus habe folgen können, allerdings Nachfragen an 

die Zeugin habe. Seinem Wunsch entsprechend wurde die Zeugin dann in seiner 

erneuten Abwesenheit ergänzend befragt; auch diese Befragung konnte der An-

geklagte im Wege der Videoübertragung von dem Nebenraum aus verfolgen. Der 

Angeklagte wurde anschließend wiederum in den Sitzungssaal gerufen und  

gefragt, ob er noch weitere Fragen an die Zeugin habe, woraufhin er erklärte, 

dass er der Vernehmung habe folgen können und keine Nachfragen mehr habe. 

Daraufhin wurde die Zeugin entlassen. Dieser Geschehensablauf wiederholte 

sich am darauffolgenden Hauptverhandlungstag bei der Zeugenvernehmung  

eines weiteren geschädigten Kindes, wobei dieser Zeugin während ihrer Verneh-

mung neben der Grundrisszeichnung als weiterer Vernehmungsbehelf ein Foto 

vorgelegt wurde. 

2. Der Angeklagte macht geltend, mit dieser Vorgehensweise habe die 

Strafkammer jeweils gegen § 247 Satz 4 StPO verstoßen. Zum einen sei der An-

geklagte entgegen § 247 Satz 4 StPO nach seiner Rückkehr in den Sitzungssaal 

nicht vom Vorsitzenden von dem wesentlichen Inhalt dessen unterrichtet worden, 

was während seiner Abwesenheit ausgesagt oder sonst verhandelt wurde. Die 
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Videoübertragung habe den Bericht des Vorsitzenden nicht ersetzen können, 

weil die Unterrichtung nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut vorzunehmen sei, 

sobald der Angeklagte wieder anwesend ist, also erst nach seiner Rückkehr in 

den Sitzungssaal. Zum anderen hätte der Vorsitzende im Rahmen einer Unter-

richtung nach § 247 Satz 4 StPO angesichts der den Zeuginnen als Verneh-

mungsbehelfe vorgelegten Unterlagen abklären müssen, ob der Angeklagte auch 

insofern die Vernehmungsinhalte vollständig erfassen konnte. 

3. Soweit die Verfahrensrüge mit der Stoßrichtung erhoben worden ist, die 

nach § 247 Satz 4 StPO gebotene Unterrichtung sei unterblieben, ist sie unbe-

gründet. 

Nach vielfach vertretener Auffassung kann die Unterrichtung auch in Form 

einer Videosimultanübertragung der Vernehmung in einen Nebenraum erfolgen, 

in dem sich der Angeklagte aufhält; einer weiteren Information des Angeklagten 

nach dessen Rückkehr in den Sitzungssaal durch einen Bericht des Vorsitzenden 

bedarf es dann nicht (BGH, Beschluss vom 11. Dezember 2018 - 2 StR 250/18, 

NJW 2019, 692 Rn. 15; Urteil vom 22. August 2017 - 1 StR 216/17, NJW 2017, 

3397 Rn. 18; Beschluss vom 19. Dezember 2006 - 1 StR 268/06, BGHSt 51, 180 

Rn. 15; LR/Becker, StPO, 27. Aufl., § 247 Rn. 48; BeckOK StPO/Berg, 39. Ed., 

§ 247 Rn. 16; KK-StPO/Diemer, 8. Aufl., § 247 Rn. 15; SK-StPO/Frister, 5. Aufl., 

§ 247 Rn. 67; SSW-StPO/Tsambikakis, 4. Aufl., § 247 Rn. 36; ablehnend in  

einem Fall einer von technischen Störungen begleiteten Videoübertragung BGH, 

Beschluss vom 26. August 2005 - 3 StR 269/05, NStZ 2006, 116 sowie generell 

MüKoStPO/Cierniak/Niehaus, § 247 Rn. 17; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 

63. Aufl., § 247 Rn. 14a, 16a). Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs sieht 

eine solche Videoübertragung sogar als die regelmäßig rechtlich vorrangig gebo-

tene Form der Unterrichtung an (BGH, Urteil vom 22. August 2017 - 1 StR 

216/17, NJW 2017, 3397 Rn. 20 ff.; aA BGH, Beschluss vom 16. Juni 2009 

6 

7 



- 5 - 

- 3 StR 193/09, NStZ 2009, 582; LR/Becker, StPO, 27. Aufl., § 247 Rn. 48; 

BeckOK StPO/Berg, 39. Ed., § 247 Rn. 16; Mosbacher, JuS 2018, 129, 133; 

Schneider, NStZ 2018, 128, 129 ff.). 

Im vorliegenden Fall hat eine Unterrichtung durch den Vorsitzenden im 

Sinne des § 247 Satz 4 StPO im Anschluss an die Rückkehr des Angeklagten in 

den Sitzungssaal stattgefunden, so dass es nicht darauf ankommt, ob ungeachtet 

des Wortlauts von § 247 Satz 4 StPO schon die Videoübertragung als solche 

eine ausreichende Unterrichtung darstellt. Denn die Art und Weise der Unterrich-

tung ist im Rahmen der Verhandlungsleitung (§ 238 Abs. 1 StPO) vom Vorsitzen-

den zu bestimmen (BGH, Urteil vom 22. August 2017 - 1 StR 216/17, NJW 2017, 

3397 Rn. 15; Beschluss vom 19. Dezember 2006 - 1 StR 268/06, BGHSt 51, 180 

Rn. 15; LR/Becker, StPO, 27. Aufl., § 247 Rn. 43; Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 

63. Aufl., § 247 Rn. 16). Sie kann deshalb in der Gestalt erfolgen, dass der Vor-

sitzende den Angeklagten, sobald dieser wieder anwesend ist, fragt, ob er durch 

die Videoübertragung den Aussageinhalt habe erfassen und der Vernehmung 

auch im Übrigen habe folgen können (vgl. zum Erfordernis der Abklärung einer 

störungsfreien Übertragung BGH, Beschluss vom 19. Dezember 2006 - 1 StR 

268/06, BGHSt 51, 180 Rn. 16). Teilt der Angeklagte daraufhin - wie hier gesche-

hen - mit, dass er das Verhandlungsgeschehen audiovisuell habe wahrnehmen 

können, und macht er keine technischen Störungen oder Ausfälle bei der Über-

tragung geltend, ist dem Unterrichtungserfordernis Genüge getan. 

4. Soweit die Verfahrensrüge mit der Angriffsrichtung erhoben worden ist, 

die Unterrichtung durch den Vorsitzenden sei unzureichend gewesen, weil dieser 

nicht mit dem Angeklagten gesondert erörtert habe, ob er der Vernehmung auch 

insoweit folgen konnte, als der Zeugin eine Grundrisszeichnung beziehungs-

weise ein Foto vorgelegt wurde (vgl. insofern BGH, Beschluss vom 19. Dezem-

ber 2006 - 1 StR 268/06, BGHSt 51, 180 Rn. 23), ist die Rüge unzulässig. Denn 
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insofern rügt der Angeklagte nicht das Unterlassen einer gesetzlich vorgeschrie-

benen Handlung, sondern die Art und Weise ihrer Vornahme durch den Vorsit-

zenden, also eine ermessensfehlerhafte Ausgestaltung der Unterrichtung. Daher 

wäre für die Zulässigkeit der hierauf bezogenen Verfahrensrüge eine Beanstan-

dung der Art und Weise der Unterrichtung des Angeklagten durch den Vorsitzen-

den in der Hauptverhandlung nach § 238 Abs. 2 StPO erforderlich gewesen (vgl. 

BGH, Urteil vom 22. August 2017 - 1 StR 216/17, NJW 2017, 3397 Rn. 26; Be-

schlüsse vom 26. April 2006 - 5 StR 118/06, juris Rn. 2; vom 10. Januar 2006 

- 5 StR 341/05, NJW 2006, 1008, 1009; LR/Becker, StPO, 27. Aufl., § 247 

Rn. 56; MüKoStPO/Cierniak/Niehaus, § 247 Rn. 26; Schneider, NStZ 2018, 128, 

133 f.; aA SK-StPO/Frister, 5. Aufl., § 247 Rn. 90). Eine solche Beanstandung 

nach § 238 Abs. 2 StPO bringt die Revision jedoch nicht vor. 

Spaniol Berg RiBGH Hoch ist im Urlaub 
und deshalb an der Unter-
schrift gehindert. 

Spaniol 

Anstötz Kreicker 
 

Vorinstanz: 

Landgericht Oldenburg, 08.10.2020 - 6 KLs 34/19 511 Js 47404/19 


